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Israel muss den Plan aufgeben, die Gemeinden der Yahalin-Beduinen zwangsweise umzusiedeln

Der israelische Verteidigungsminister Ehud Barak muss die militärischen Pläne einer zwangsweisen Umsiedlung von etwa 2.300 Beduinen aus dem Westjordanland in ein Gebiet neben der städtischen Mülldeponie von Jerusalem aufgeben. Das hat Amnesty International in einem neuen Bericht, der heute der Öffentlichkeit vorgelegt wurde, erklärt. In dem Bericht mit dem Titel Stop the Transfer: Israel ist dabei, für die Erweiterung von Siedlungen Beduinen aus ihrem Heim zu vertreiben, bittet die Organisation das israelische Militär, den sofortigen Stopp aller Zerstörungen in den durch den Plan betroffenen 20 Beduinengemeinden anzuordnen.

Amnesty International erklärte, dass die mündlichen Versprechen der israelischen Militärbehörden in den letzten Monaten, die sich darauf beziehen, die in Khan al Ahmar anhängigen Abrissbefehle nicht auszuführen, nicht genügen. Khan al Ahmar ist eine der Beduinengemeinden, deren Umsiedlung in den Distrikt Jerusalem im besetzten Westjordanland geplant ist.

"Tausende Beduinen, die in einigen dieser gefährdetsten Gemeinden des Westjordanlandes leben, stehen wegen des israelischen Militärplans vor der Zerstörung ihrer Heime und der Mittel zu ihrem Lebensunterhalt. Viele sind anerkannte Flüchtlinge, und einige sind seit 1948 schon mehrmals zwangsweise umgesiedelt worden", erklärte Ann Harrison, kommissarische Vizedirektorin des AI-Programms für den Nahen Osten und Nordafrika. "Die israelischen Behörden müssen für die Einwohner der 20 Gemeinden das Recht auf angemessene Wohnungen garantieren und ebenso auch für die palästinensische Bevölkerung des Westjordanlandes. Das bedeutet, dass sie sie vor zwangsweisen Räumungen schützen und mit allen Gemeinden echte Beratungen führen müssen."

Im Juli 2011 sprachen Vertreter der israelischen Zivilverwaltung zum ersten Mal vor der UNO von einem Plan, die Heime von etwa 2.300 Einwohnern von 20 Beduinengemeinden aus dem Distrikt Jerusalem zwangsweise zu räumen und die Beduinen an einen Ort etwa 300 m von der städtischen Mülldeponie von Jerusalem umzusiedeln. Die 20 Gemeinden befinden sich nahe von illegalen Siedlungen im Siedlungsblock von Ma'ale Adumim, viele von ihnen in Gebieten, die für den Ausbau der Siedlungen ausgewiesen sind.

Das israelische Militär ist der Meinung, dass die meisten Bauten dieser Gemeinden – die in der Zone C des besetzten Westjordanlands liegen, die Israel bezüglich Bebauungsplan und Abgrenzung kontrolliert – illegal, ohne die erforderlichen Genehmigungen errichtet worden sind. Für palästinensische Gemeinden ist es aber praktisch unmöglich, Baugenehmigungen in der Zone C zu bekommen. Für die meisten Bauten dieser Gemeinden, einschließlich Häuser, Kochstellen, Außentoiletten, Unterstände für das Vieh und zwei Volksschulen wurden Abrissbefehle erteilt. 

Die israelischen Militärbehörden haben sich nicht mit den Vertretern der Beduinengemeinden über den Umsiedlungsplan beraten. Die Vertreter der Gemeinden haben gegenüber Amnesty International gesagt, sie würden den Plan ablehnen, weil sie, wenn sie in ein begrenztes Gebiet nahe der Mülldeponie  umgesiedelt werden, ihre traditionelle Lebensweise nicht beibehalten können.

Israel hat bereits Ende der 90-er Jahre Beduinenfamilien zwangsweise in dieses Gebiet umgesiedelt und Häuser in einer Entfernung von nur 150m von der Mülldeponie aufgestellt. Die Beduinen, die dort leben, haben gegenüber Amnesty International geäußert, dass der Ort für ihre Lebensweise ungeeignet sei und sie ihr Vieh verkaufen mussten, weil es keine Weideplätze gibt, und dass sie von einer hohen Arbeitslosigkeit betroffen seien. Einige von ihnen seien in die Gegenden zurück gezogen, aus denen sie umgesiedelt worden waren.

Nach dem israelischen Ministerium für Umweltschutz werden täglich bis zu 1.100 Tonnen Müll, zum großen Teil aus Jerusalem, auf die Deponie gekippt. Das Ministerium berichtet, dass die Deponie eine Verschmutzung von Luft, Boden und  vermutlich Wasser verursacht, nicht abgedichtet (eingezäunt) ist und außerdem wegen des bei der Zersetzung des Mülls entstehenden Methangases die "Gefahr von Explosionen und Bränden" birgt.  Auch wenn vorgesehen ist, dass die Benutzung der Deponie in diesem Jahr aufgegeben wird, wurde kein Plan für ihre Rekultivierung ausgearbeitet, was bedeutet, dass die Gefahren für die Umwelt wahrscheinlich über Jahre bestehen bleiben.

Die israelischen Behörden unterstreichen, dass im Umsiedlungsplan vorgesehen sei, die neu angesiedelten Beduinengemeinden an das Wasser- und Stromnetz anzuschließen. Sie erklären aber nicht, weshalb sie diesen Service den illegalen und den nicht anerkannten Siedlungen im Westjordanland bieten, nicht aber den Beduinengemeinden, die seit langer Zeit hier leben.

Die 20 Beduinengemeinden haben ein "Schutzkomitee" gegründet, um ihre Antworten auf den Umsiedlungsplan zu koordinieren. Das Komitee gibt in Übereinstimmung mit dem international anerkannten Rückkehrrecht ausdrücklich der Rückkehr auf ihr Land in der Negev-Wüste den Vorzug, von wo sie in den 50er-Jahren umgesiedelt worden sind.

Die Gemeinden erklärten, ihre zweite Option wäre, dass die israelischen Behörden  ihr Recht in den derzeitigen Unterkünften zu bleiben anerkennen, sie an das Wasser-, Strom und Wegenetz anschließen und die willkürlichen Einschränkungen ihrer Bewegungsfreiheit aufheben würden. Wegen dieser Einschränkungen müssen viele Beduinen Futter für ihre Schafe und Ziegen kaufen, die sie früher zum Weiden führen konnten; sie sehen sich gezwungen, ihr Vieh zu verkaufen.  Als letzte Option wären die Beduinen bereit, über eine Neuansiedlung zu verhandeln, vorausgesetzt, die Zivilverwaltung behandelt sie als ebenbürtigen Verhandlungspartner.

General Eitan Dangot, Koordinator für Regierungsaktivitäten in den besetzten Gebieten, hat in der vergangenen Woche die Gemeinde von Khan al Ahmar besucht und habe laut Berichten den Einwohnern versprochen, dass ihre Häuser und ihre Gemeindeschule nicht zerstört würden, und dass sie nicht auf den Platz neben der Müllkippe umgesiedelt würden. Er sagte, die Gemeinde würde an einen anderen Ort im besetzten Westjordanland umgesiedelt.

Amnesty International hat jedenfalls festgestellt, dass das nicht genügt. 

"Die israelischen Militärbehörden verschleiern ihre Pläne und stellen sie als eine Möglichkeit dar, die Beduinen mit Wasser und Strom zu versorgen, sicher ist aber, dass diese zwangsweise Umsiedlung der Beduinen nur dazu dienen wird, Enteignung und Diskriminierung zu verewigen, und das stellt ein Kriegsverbrechen dar", erklärte Ann Harrison. "Die informellen Versprechen genügen den Gemeinden nicht. Der Verteidigungsminister muss diese Politik formell aufgeben."   

Zusätzlich Information:

Der Bau illegaler israelischer Siedlungen hat 2011 um 20 Prozent zugenommen, wie Peace Now berichtet, eine Gruppe, die die Situation in Israel beobachtet. Die israelischen Behörden haben 11 neue Siedlungen anerkannt, die etwa 2.300 Siedler beherbergen und haben damit ohne Genehmigung der Regierung errichtete Siedlungen legalisiert.

Durch die Zerstörungen palästinensischer Häuser durch die Israelis im besetzten Westjordanland wurden 2011 fast 1.100 Menschen mit Gewalt obdachlos gemacht, was einer Zunahme von 80 Prozent gegenüber 2010 entspricht, das heißt einer größeren Zunahme als in jedem anderen Jahr, seit die UNO 2005 begann, detaillierte Aufzeichnungen zu machen. 99 Prozent der Zerstörungen fanden in gefährdeten Gemeinden der Zone C statt, die von Ackerbau und Viehzucht lebten, und in den Gemeinden der Yahalin-Beduinen.

Auch die Regierung Netanyahu versucht den Plan E1 zur Erweiterung der Siedlungen zwischen Jerusalem und Ma'ale Adumim durchzusetzen. Mehr als die Hälfte der Beduinengemeinden, die für die Umsiedlung vorgesehen sind, leben in dem für diesen Plan vorgesehenen Gebiet. Würde dieser Plan in der Praxis umgesetzt, würde das Westjordanland in einen nördlichen und einen südlichen Teil geteilt.

Quelle: http://www.es.amnesty.org/noticias/noticias/articulo/debe-candelarse-el-plan-para-desplazar-forzosamente-a-las-comunidades-beduinas-de-los-yahalin/

aus dem Spanischen übersetzt von K. Nebauer

